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Wer hat Schuld am G20 – die Polizei, wer sonst?
Der G20 als politisches, weltweit 
beachtetes Gipfeltreffen ist 
längst aus dem kollektiven Ge-
dächtnis verbannt. Was bleibt 
und sich tief eingebrannt hat: 
Die Gewalt, das Ausmaß der 
Zerstörung, abgefackelte Autos, 
verletzte Kolleginnen und Kolle-
gen, linksextremistische Ge-
walttäter, ein enthemmter 
Schwarzer Block, verwüstete 
Straßen – eine deutsche Mil- 
lionenstadt im Ausnahme- 
zustand! Wie kam es dazu? Wie 
war es möglich, dass sich trotz 
eines nie dagewesenen Aufge-
bots von Einsatzkräften aus 
Bund und Ländern, derartige  
gewalttätige Ausschreitungen, 
Brandstiftungen und Plünderun-
gen ereigneten? Wie war diese 
exzessive Gewalt möglich? Ant-

worten auf diese Fragen will 
eine sozialwissenschaftliche 
Studie des Projekts „Mapping 
#NoG20“ liefern. Forscher des 
Berliner Instituts für Protest- 
und Bewegungsforschung, der 
TU Berlin und des Hamburger 
Instituts für Sozialforschung  
waren an dieser Projektstudie 
beteiligt. Womit haben die Sozi-
alwissenschaftler die Ergebnisse 
ihre Studie „Eskalation. Dynami-
ken der Gewalt im Kontext der 
G20-Proteste in Hamburg 2017“ 
unterlegt? Durch die eigene An-
schauung, durch Befragungen 
während der Gipfeltage, Inter-
views mit Beteiligten, die Aus-
wertung der umfassenden Me-
dienberichterstattung und der 
Dauerkommunikation in den so-
zialen Medien wie Facebook und 
Twitter. Einer der Projektleiter, 
Dr. Peter Ullrich, hatte seine Bot-
schaft allerdings bereits unmit-
telbar nach dem G20 in das Mik-
rofon des Nachrichtensenders 
n-tv in eine Richtung sehr klar 
adressiert: „Die Polizeiführung 
hat auf der gesamten Linie ver-
sagt.“ Damit war der Weg in 
etwa vorgegeben, denn das Fa-
zit der Studie lautet: Die Haupt-
verantwortung liegt eindeutig 
bei der Polizeiführung. Sie hat 
durch eigene Vorhersagen und 
Beurteilungen den gewalttäti-
gen Protest geradezu heraufbe-
schworen und deshalb von Be-
ginn an mit überzogener Härte 
und bar jeder Kompromissbe-
reitschaft agiert. Als Beispiel 
wird die Verhinderung von Pro-

testcamps angeführt und  
das von der Polizeiführung er-
wünschte harte, brachiale Ver-
halten der Einsatzkräfte, hat  
immer mehr Gipfelgegner ge-
gen die Polizei aufgebracht. 
Repressionsklima, fehlende Ver-
handlungsspielräume und das 
Ignorieren von Deeskalations
möglichkeiten werden ebenfalls 
als Vorwurf an die G20-Einsatz-
leitung formuliert. Also Polizei, 
selbst schuld, wenn alles aus 
dem Ruder läuft, so einfach ist 
das! Bemerkenswert ist zudem 
die Tatsache, dass die Autoren 
der Studie die Rolle der Polizei 
als Träger des staatlichen Ge-
waltmonopols vernachlässigen 
und somit den Auftrag der Poli-
zei während des G20-Gipfels au-
ßer Acht lassen. Es gibt eben kei-
ne Augenhöhe zwischen Polizei 
und ihren den Rechtsstaat ab-
lehnenden Gegnern. Wer hat die 
Studie finanziert? Neben der 
ZEIT-Stiftung und zwei weiteren 
Stiftungen, hat auch die Rosa-
Luxemburg Stiftung, die der  
Partei „Die Linke“ nahesteht,  
das Projekt finanziell unter-
stützt. Die Parteivorsitzende 
Katja Kipping meinte zum G20: 
„Die Polizeiführung hat alles 
getan, um jene Bilder zu erzeu-
gen.“ Ein während des G20  
eingesetzter, auswärtiger Kolle-
ge sah das völlig anders! Per 
WhatsApp schrieb er seinen An-
gehörigen und Freunden unter 
anderem: „Selbst nach der ext-
remen Gewalt die wir Dienstag, 
Donnerstag und Freitag erlebt 

haben, haben die Demonstran-
ten am Samstag immer noch 
nicht verstanden, dass Flaschen 
werfen, Pyro-Technik und Ver-
mummung in einer Demo Straf-
taten darstellen, die wir nicht 
tolerieren können in einem 
Rechtsstaat. Aber trotzdem 
‚hasst ganz Hamburg die Polizei‘ 
und Leute rufen: ‚Wir sind fried-
lich, was seid ihr?‘ während aus 
zweiter Reihe Flaschen fliegen, 
wir bedrängt werden und nach 
uns getreten wird, während eine 
Armada von Pressevertretern in 
erster Reihe steht und fragliche 
Presseausweise in der Hand hält 
und somit die Straftäter schützt, 
weil wir nicht vorbei kommen. 
Und dass die Gewalt von der  
Polizei ausging, ist eine absolute 
Frechheit. Die Vorbereitungen, 
die von Links getroffen wurden 
und die wir auch so aufgefun-
den haben, zeugen ganz klar  
davon, dass militante Linke weit 
geplant hatten. Gott sei Dank  
ist der Polizeiführer ein ent-
schlussbereiter Mensch – an-
sonsten wäre nämlich wirklich 
jemand gestorben.“ (Quelle: 
Wulf Schmiese, „Aus der zweiten 
Reihe flogen die Flaschen“ „Cice-
ro“, 12. Juli 2017) So ist das, die  
einen verfassen Studien, um 
eine Meinung zu bestätigen, die 
anderen standen in der ersten 
Reihe und haben über Tage und 
Nächte unter dem Einsatz ihrer 
Gesundheit den Rechtsstaat ver-
teidigt! 

Der Landesvorstand
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Wissensvorsprung für DPolG-Mitglieder

Neugierig? Interessiert?  
Dann komm zur Fachbereichssitzung …
Die Deutsche Polizeigewerk-
schaft Hamburg (DPolG) ver-
tritt als mitgliederstärkste Be-
rufsvertretung die Interessen 
der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Hamburger Poli-
zei. Viele unterschiedliche 
Themen, wie zum Beispiel die 
Einsatzbelastung, die regiona-
le Grundlast, ProBeSt, neue 
Dienstzeitmodelle, Entbüro-
kratisierung und so weiter be-
schäftigen die Polizei Ham-
burg und ihre Mitarbeiter in 
Vergangenheit und Zukunft 
und damit verbunden natür-
lich auch die DPolG Hamburg. 

In den verschiedenen Gremien 
der DPolG Hamburg werden 
diese Themen von ehrenamt-
lich arbeitenden Mitgliedern 
engagiert bewegt und kons
truktiv diskutiert. Eines dieser 
Gremien ist der Fachbereich 
Schutzpolizei als Vertretung 
der Mehrheit der Mitglieder  
in der DPolG Hamburg.

>> Alle Mitglieder unserer Ge-
werkschaft haben neben 
Flugblättern und Blitzinfos 
an den Wandtafeln der 
DPolG die Möglichkeit, auf 
den Sitzungen des Fachbe-

reichs Schutzpolizei aktuelle 
Informationen zu gewerk-
schaftlichen und berufspoli-
tischen Themen zu erhalten 
und sich aktiv einzubringen. 

Alleinige Voraussetzung zur 
Teilnahme ist die Mitglied-
schaft in der DPolG Hamburg.

Ebenso dienen die Sitzungen 
dazu, die Meinungen der 
Mitglieder zu unterschiedli-
chen Themen zu erfahren 
und gewerkschaftliche Posi-
tionen zu erarbeiten. Die Sit-
zungen des Fachbereichs 
Schutzpolizei finden in ei-
nem drei- bis vierwöchigen 
Rhythmus jeweils an einem 
Donnerstag um 16 Uhr in  
der Geschäftsstelle der 
DPolG, im Holzdamm 18 
(Nähe Hauptbahnhof), statt. 

>> Jedes Mitglied ist hierzu 
ganz herzlich eingeladen. 
Herzlich willkommen sind 
alle Mitglieder aller Lauf-
bahnzweige und Statusäm-
ter. Wir leben „eine Polizei“!

Es würde uns freuen, Euch ein-
mal auf einer der nächsten 
Fachbereichssitzungen begrü-

ßen zu können. Für das leibli-
che Wohl wird selbstverständ-
lich gesorgt sein.

Für Fragen und weitere Infor-
mationen stehen der Fachbe-
reichsvorstand Schutzpolizei 

Ronald Helmer (PR), Telefon: 
0172.5695281, Andreas Reimer 
(PR), Telefon: 4286.56609, 

Flemming Schade (PR), Telefon: 
4286.56611, Thorsten Pagel 
(PK 44), Telefon: 4286.54410, 
sowie die Fachbereichsvorsit-
zenden Wolfgang Laudon (K), 
Telefon: 4286.25400, Frank 
Riebow (WSP), Telefon: 
4286.56613, und Landesju-
gendleiterin Christine Höxter-
mann, Telefon: 4286.54210,  
zur Verfügung.�
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Landesvorstand trifft MdB Christoph de Vries (CDU) 
DPolG und de Vries einig: „Wir haben kein Defizit 
an Gesetzen, sondern ein Vollzugsdefizit!“

Der Landesvorstand der DPolG 
Hamburg kam Ende September 
mit dem Hamburger CDU-
Bundestagsabgeordneten 
Christoph de Vries zu einem 
Gespräch in unserer Landes
geschäftsstelle zusammen.  
Für den Landesvorstand haben 
DPolG-Landesvorsitzender 
Joachim Lenders, der stellver-
tretende Landesvorsitzende 
Klemens Burzlaff, Ronald Hel-
mer, Fachbereichsvorsitzender 
Schutzpolizei, und Landesre-
dakteur Frank Riebow an dem 
Informations- und Meinungs-
austausch teilgenommen. 
Christoph de Vries ist erstmals 
seit dieser Legislaturperiode 
Mitglied des Deutschen Bun-
destages und dort unter ande-
rem Mitglied des Innenaus-
schusses, dem insgesamt 46 
Parlamentarier angehören. Der 
Innenausschuss (Ausschuss für 
Inneres und Heimat) ist neben 
der parlamentarischen Kon

trolle des Bundesministeriums 
des Innern und dessen nach
geordneter Bundesbehörden 
auch federführend bei der Vor-
bereitung wichtiger Gesetzes-
vorhaben, bevor diese vom 
Bundestag beschlossen wer-
den können. Zudem werden 
zahlreiche Anhörungen durch-
geführt, um Informationen zu 
Detailfragen von Sachverstän-
digen einzuholen. Der 43-jähri-
ge de Vries ist ein bekanntes 
Gesicht der Hamburger Lan-
despolitik. Er war zehn Jahre 
Mitglied der Bezirksversamm-
lung Hamburg-Mitte, von 2011 
bis 2015 Bürgerschaftsabge-
ordneter und ist aktuell stell-
vertretender Landesvorsitzen-
der der CDU Hamburg. Beim 
Austausch mit dem Landesvor-
stand der DPolG standen bun-
des- und landespolitische Fra-
gen zur inneren Sicherheit im 
Fokus. Innere Sicherheit ist 
nicht verhandelbar, der Rechts-

staat muss präsent und durch-
setzungsfähig sein. Die Politik 
in Bund und Ländern muss 
kontinuierlich in Personal so-
wie Ausrüstung und Ausstat-
tung investieren. Die Zulagen 
für besonders gefährdete und 
belastete Einsatzkräfte der 
Polizei sind dringend erforder-
lich und müssen noch ausge-
weitet werden. Die in Ham-
burg vom Senat geplante 
Kennzeichnungspflicht stößt 
auch bei Christoph de Vries  

auf Ablehnung – ein klares, 
politisch gewolltes Misstrau-
ensvotum gegenüber den 
Polizeibeamten. Das fast zwei-
stündige Gespräch verlief in 
einer sehr konstruktiven Atmo-
sphäre und wird fortgesetzt, 
oder wie es Christoph de Vries 
auf seiner Facebook-Seite for-
mulierte: „Die DPolG ist und 
bleibt ein verlässlicher Partner 
für uns Innenpolitiker.“

� Der Landesvorstand

DPolG: Unsere Forderung bleibt − 
Wiedereinführung der Freien Heilfürsorge  
ohne Wenn und Aber! 
„Sie müssen auch mal über 
den Tellerrand schauen!“ Wer 
kennt ihn nicht, diesen berufs-
begleitenden „Hinweis“ vieler 
Dienstvorgesetzter? Gut, dann 
machen wir das mal! Der Poli-
zeipräsident von Branden-
burg, Hans-Jürgen Mörke,  
hat in einem Interview mit  
der „Berliner Morgenpost“ 
bemerkenswerte Aussagen 
zur Zukunft der Landespolizei 
Brandenburg getroffen. „Wir 
haben in Brandenburg ein So-
zialpaket geschnürt, das na-
türlich die Konkurrenz im Blick 
hat“, so Mörke am 18. August 

im Zeitungsinterview. Worum 
geht’s dabei? 

Unter anderem: 
>> Wiedereinführung der Freien 
Heilfürsorge ab dem 1. Janu-
ar 2019 (ohne Eigenbeteili-
gung!).

>> Der Dienstgrad Polizeimeister 
(PM) wird abgeschafft! Nach 
der bestandenen Laufbahn-
prüfung I starten die Berufs-
anfänger als Polizeiobermeis-
ter (POM/A 8) ins Berufsleben 
(analog Schleswig-Holstein).

>> Alle Kolleginnen und Kolle-
gen der Bereitschaftspolizei 

Brandenburg erhalten eine 
monatliche Zulage von 
60 Euro. 

Tja, und wieder einmal fragen 
sich die über den „Tellerrand“ 
blickenden Hamburger Kol
leginnen und Kollegen: 
„Warum ist solch ein 
Sozialpaket in Bran-
denburg möglich 
und in Ham-
burg nicht? 
Vielleicht 
liegt es ein-
fach nur 
daran, dass 

die Landespolitik in Branden-
burg die Zeichen der Zeit er-
kannt hat und unter der Stei-
gerung der Berufsattraktivität 
etwas anderes versteht als der 
Hamburger Senat? �

<< Im Fokus des zweistündigen Gesprächs stand die innere Sicherheit in 
Bund und Ländern: Ronald Helmer, MdB Christoph de Vries, Landesvor-
sitzender Joachim Lenders und Klemens Burzlaff (von links). 
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WSP 522: Örtliche Zusammenlegung weiter  
offen – wie lange noch?
Von Frank Riebow, Vorsitzender Fachbereich Wasserschutzpolizei

Die Überwachung von Gefahr-
gütern, die Durchführung von 
Gefahrgutkontrollen, intensive 
Kontrollen der jeweiligen Ver-
kehrsträger, die Gefahrgutbe-
ratung und vieles mehr, ist in 
Hamburg Aufgabe der Wasser-
schutzpolizei und gehört zur 
Kernkompetenz unserer Kolle-
ginnen und Kollegen. Hamburg 
ist mit seiner Infrastruktur,  
insbesondere mit dem Hafen, 
Drehscheibe für den Außen-
handel Nord- und Osteuropas 
sowie dem deutschen Im- und 
Export. Diese Warenströme 
beinhalten auch sehr große 
Mengen an gefährlichen Gü-
tern aller Art. Rund 18.000 See- 
und Binnenschiffe laufen den 
Hamburger Hafen jährlich an. 
Im vergangenen Jahr wurden 
rund 8,8 Millionen Standard-
container (TEU) umgeschlagen. 
Darunter befanden sich circa 
180.000 Container mit Gefahr-
gut, von denen wiederum zwei 
Prozent kontrolliert wurden. 
Für die Gefahrgutüberwach
ung und -kontrolle sowie die 
Sanktionierung von Verstößen, 
ist innerhalb der WSP Ham-
burg die Dienststelle WSP 52 
zuständig. WSP 52 befindet 

sich in Harburg in der Wilstor-
fer Straße 100 im Stabsgebäu-
de der Wasserschutzpolizei. 
Während die unmittelbaren 
Gefahrgutkontrollen von den 
Kolleginnen und Kollegen der 
Dienststellen WSP 522 und 
WSP 513 durchgeführt werden, 
ist WSP 521 zuständig für die 
Fachaufsicht. Eigentlich ist al-
les gut, eine klar umrissenes 
Aufgabenfeld und eindeutige 
Zuständigkeiten. So ist es aber 
nicht, leider. Die Rahmenbedin-
gungen sind eher suboptimal, 
diplomatisch formuliert.

<< Rückblick

Im Zuge des Projekts „Orga
nisationsanpassungen in  
der WSP Hamburg“ (PrOWSP) 
wurde von der WSP-Leitung 
unter anderem beschlossen, 
die Hafensicherheitsbeamten 
der Dienststellen WSPK 1 (Wal-
tershof), WSPK 2 (Steinwerder) 
und WSPK 3 (Harburg) zu zent-
ralisieren. Die Hafensicher-
heitsbeamten wurden aus  
ihren bisherigen Dienststellen 
herausgelöst und als WSP 522 
(Gefahrgutüberwachung Ha-
fen) neu organisiert. Mittelfris-

tiges Ziel war es darüber hin-
aus, die Kolleginnen und 
Kollegen, die jetzt innerhalb 
zweier Wachdienstgruppen 
Dienst verrichten, auch örtlich 
an einer Dienststelle unterzu-
bringen. Die Neuorganisation 
WSP Hamburg ist dann zum 
1. Mai 2015 in Kraft getreten. 

<< Wunsch und Wirklichkeit

Jetzt sind fast dreieinhalb  
Jahre vergangen und die Kolle-
gen sind immer noch, wie es im 
schönsten Verwaltungsdeutsch 
heißt, disloziert untergebracht! 
Geprüft wurde viel und Alter-
nativen wurden immer mal 
wieder diskutiert. Jetzt wird ein 
Vorschlag favorisiert, der be-
reits vor Jahren geprüft und 
verworfen wurde: Die zentrale 
Unterbringung aller 20 Kolle-
ginnen und Kollegen am WSPK 
1, also unweit der Container-
terminals der HHLA und der Fir-
ma Eurogate. Örtliche Lage top, 
alles andere nicht! Dieser Vor-
schlag ist vor Jahren zu Recht 
verworfen worden, denn das 
Dienstgebäude des WSPK 1 ist 
selbst nach einem kosteninten-
siven An- beziehungsweise 

Umbau aus Sicht der DPolG 
Hamburg ungeeignet. Das 
WSPK 1 wurde als WSP-Revier 
konzipiert und auch so gebaut. 
Es gibt keine Raumreserven 
und sämtliche Büros, Bereit-
schafts-, Sozial- und Sanitär-
räume sind auf die Anzahl der 
Mitarbeiter der Dienststelle zu-
geschnitten. Platz für weitere 
Dienst-Kfz und auch die Privat-
PKW der Mitarbeiter schlicht-
weg kaum oder nicht vorhan-
den. Das WSPK 1 ist nicht mit 
dem ÖPNV zu erreichen und 
schon gar nicht 24/7 an Sonn- 
und Feiertagen. Die DPolG 
Hamburg fordert die Dienst-
stelle auf, sich von dieser Idee 
zu verabschieden. Solange kein 
von allen Beteiligten akzeptier-
tes und geeignetes Dienstge-
bäude in Sicht ist, sollten die 
Kolleginnen und Kollegen von 
WSP 522 vom WSPK 1 und 
WSPK 3 aus ihrer Tätigkeit 
nachkommen. Das erspart 
nicht nur zusätzliche Kosten  
für notwendige Umbaumaß-
nahmen, sondern gibt den  
Kolleginnen und Kollegen end-
lich die Möglichkeit in einem 
angemessenen Umfeld zu ar-
beiten. �
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dbb Bundesvize Volker Geyer zu Gast bei der DPolG
Ende August trafen der stell-
vertretende dbb Bundesvorsit-
zende Volker Geyer und unser 
stellvertretender Fachbereichs-
vorsitzender Verwaltung, Mi-
chael Adomat, mit Vertretern 
der Hamburger öffentlichen 
Arbeitgeber auf Landes- be
ziehungsweise kommunaler 
Ebene in der Landesgeschäfts-
stelle der DPolG Hamburg zu-
sammen. In einem Gespräch 
mit dem Referenten bei der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL), André Kuhring 
vom Personalamt, wurden 
anstehende Fragestellungen 
bezüglich der Einkommens
runde 2019 für die Länder 
erörtert. Außerdem fand ein 

fachlicher Austausch über die 
laufenden Verhandlungen zur 
neuen Entgeltordnung zum 
TV-L statt. 

Fortgesetzt wurde der intensive 
Meinungsaustausch anschlie
ßend in der Geschäftsstelle der 
Arbeitsrechtlichen Vereinigung 

(AVH) zu rein Hamburger Tarif
angelegenheiten. Mit der AVH 
hat der dbb Tarifverträge für 
insgesamt rund 60.000 Be-
schäftigte außerhalb des Lan
desdienstes vereinbart. Im Ge-
spräch erhielten Volker Geyer 
und Michael Adomat die Zusa-
ge durch den Geschäftsführer 
der AVH, Urban Sieberts, dass 
für die Beschäftigten der Ham-
burger Kliniken und des Univer-
sitätsklinikums (UKE), die 2007 
durch Tarifflucht der Arbeitge
ber von der Tarifentwicklung 
zunächst abgekoppelt wurden, 
die Wiedereingliederung in das 
Tarifrecht für den kommunalen 
öffentlichen Dienst noch in die-
sem Jahr erfolgt.�

Landestarifkommission 
dbb Hamburg − neuer 
Vorstand gewählt!
Während der letzten Sitzung 
der Landestarifkommission des 
dbb Hamburg – beamtenbund 
und tarifunion am 10. Septem-
ber wurde satzungsgemäß ein 
neuer Vorstand gewählt.

Der Vorsitzende und seine von 
der Landestarifkommission zu 
wählenden zwei Stellvertreter 
sowie der Schriftführer bilden 
die Geschäftsführung der Lan-
destarifkommission. Die Landes-

tarifkommission beschließt über 
alle Angelegenheiten in Zusam-
menarbeit mit dem dbb bund 
Tariffragen von fast 60.000 Tarif-
beschäftigten in Hamburg und 
bei Dataport (AöR). In Grund-
satzfragen entscheidet sie über 
den Forderungsrahmen, die Kün-
digung von Tarifverträgen, die 
Annahme oder Ablehnung von 
Verhandlungsergebnissen und 
die Durchführung von Arbeits-
kampfmaßnahmen für Tarifbe-
schäftigte in vielen Bereichen 
des Hamburger öffentlichen 
Dienstes. Michael Adomat von 
der DPolG Hamburg wurde aber-
mals durch einstimmigen Be-
schluss der Landestarifkommis-
sion (LTK) in seinem Amt als 
Vorsitzender bestätigt.

Der neue Vorstand der LTK 
wird mit den beiden stell
vertretenden Vorsitzenden 
Beate Petrou, DPolG Hamburg, 
Jacqueline Schönfeldt, LVHS 
Hamburg, und dem Schriftfüh-
rer Thomas Nuppenau, komba 
gewerkschaft Hamburg, kom-
plettiert. Michael Adomat be-
dankte sich im Namen des 
neuen Vorstands bei den Mit-
gliedern für das entgegenge-
brachte Vertrauen und führte 
weiter aus: „Vor uns liegen 
viele große und wichtige Auf-
gaben, daher ist es wichtig, 
dass der dbb Hamburg eine  
so starke und gut vernetzte 
Landestarifkommission mit 
einem breitem Fachwissen 
besitzt.“ �

<< Zusammenkunft bei der DPolG: Michael Adomat, André Kuhring vom 
Personalamt und dbb Bundesvize Volker Geyer (von links)

<< Michael Adomat << Beate Petrou
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<< TV-L: Einkommensrunde 2019

Die Einkommensrunde mit den Ländern zum TV-L (Tarifgemein-
schaft deutscher Länder/TdL) und zum TV-H (Land Hessen) wird An-
fang 2019 beginnen. Bereits am 3. September 2018 haben sich die 
Streikleiterinnen und Streikleiter der betroffenen dbb Fachgewerk-
schaften zu einer Konferenz getroffen, um frühzeitig die organisato-
rischen Vorbereitungen zu beginnen. Die konkreten Forderungen 
werden dann im Dezember dieses Jahres von den zuständigen dbb 
Gremien beschlossen. Volker Geyer, dbb Fachvorstand Tarifpolitik, 
informierte die fast 70 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zunächst 
über die allgemeine tarifpolitische Lage, insbesondere bezüglich der 
TdL. Hier spiele der Abbruch der Tarifverhandlungen über eine Ent-
geltordnung zum TV-L durch die Arbeitgeber eine entscheidende 
Rolle. Geyer stellte zudem fest, dass durch den Abstand der Entgelt-
tabellen des TV-L zu den Tabellen des TVöD bereits jetzt klar sei, 
dass ein ganz erheblicher Nachholbedarf bestehe. Dies sei insbeson-
dere die Folge des sehr guten letzten Abschlusses mit Bund und 
Kommunen zum TVöD zu Beginn dieses Jahres. Der dbb Tarifchef 
betonte außerdem, dass bei Einkommensrunden nicht nur auf Groß-
kundgebungen und große Demonstrationen gesetzt werden sollte, 
sondern auch viele kleinere Aktionen entsprechende Wirkung erzie-
len könnten. Wir werden weiter berichten!
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„Vom Elbstrand bis ins Sachsenland“ –  
1.000 Kilometer per Rad für den WEISSEN RING!
Seit vielen Jahren unterstützt 
die DPolG Hamburg das Rad­
sportteam WEISSER RING 
Hamburg der BSG Polizei Ham­
burg. Die Radsportler – über­
wiegend Hamburger Polizis­
tinnen und Polizisten – haben 
es sich zur Aufgabe gemacht, 
die Opferschutzorganisation 
WEISSER RING bundesweit zu 
unterstützen, bekannt zu ma­
chen und sich für Kriminali­
tätsopfer einzusetzen. Dieses 
Jahr fand bereits die dritte 
Deutschlandtour statt. DPolG-
Landesvize Klaus Vöge und 
Stephan Paul Marcus, aus dem 
Fachbereich Verwaltung unse­
rer Gewerkschaft, waren die­
ses Mal nicht selbst auf dem 
Rad dabei, sondern steuerten 

die Begleitfahrzeuge und wa­
ren für die Logistik verantwort­
lich! Die diesjährige Tour führte 
über 1.000 Kilometer elbauf­

wärts von Hamburg nach Dres­
den. Am 1. September war das 
Ziel, die Dresdner Frauenkirche, 
erreicht. Prominentester Teil­

nehmer der Deutschlandfahrt 
war in diesem Jahr, der ameri­
kanische Generalkonsul von 
Hamburg, Richard „Rick“ 
Yoneoka. Prominent ging es 
auch bei der Verabschiedung 
des Teams an der Elbphilhar­
monie zu: Sportstaatsrat 
Christoph Holstein, Polizei­
präsident Ralf Martin Meyer, 
der ehemalige Polizeivizeprä­
sident und langjährige Vorsit­
zende des WEISSEN RINGS 
Hamburg, Wolfgang Sielaff, 
sowie Kaffeeunternehmer Al­
bert Darboven ließen es sich 
nicht nehmen, den Radsport­
lern persönlich alles Gute zu 
wünschen und sich für ihr 
Engagement zu bedanken! 
Tolle Aktion, danke!�

<< Polizeipräsident Ralf Martin Meyer (Bildmitte), hier mit DPolG-Landes­
vize Klaus Vöge (links) und Stephan Paul Marcus (rechts), ließ es sich 
nicht nehmen, das Team persönlich zu verabschieden. 

<< Start: Elbphilharmonie Hamburg und dann …

<< … 1.000 Kilometer mit dem Rad zum Ziel: Dresdner Frauenkirche.
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Sozial- und Bildungswerk
der DPolG Hamburg im dbb
Holzdamm 18 • 20099 Hamburg • Telefon: 040.2540260 • Fax: 040.25402610

Weihnachtsmärchen 2018
Rapunzel

im Ernst Deutsch Theater
Sonntag, 16. Dezember 2018, 13.30 Uhr

Preise: 6 Euro bis 10 Euro pro Person
(inklusive Garderobe/Weihnachtstüte/Weihnachtsmann)

Die Eintrittskarte gilt gleichzeitig als Fahrkarte im HVV-Bereich!

Kartenreservierung und Kartenverkauf 
in der Geschäftsstelle der DPolG Hamburg, Telefon: 040.2540260

Die Ausgabe der Weihnachtsmärchen-Tüten erfolgt  
mit freundlicher Unterstützung der Debeka und der HUK
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Krankenversicherungsverein a. G.

99%
zufriedene
Mitglieder
Lt. Kundenmonitor Deutschland 2017
Branche: Private Krankenversicherungen

www.debeka.de/socialmedia

Landesgeschäftsstellen in Nordrhein-Westfalen

Burgwall 15, 44135 Dortmund,
Telefon (0231) 6101-0

Karlstraße 76, 40210 Düsseldorf,
Telefon (0211) 16706-0

De-la-Chevallerie-Straße 23, 45894 Gelsenkirchen,
Telefon (0209) 386469-0

Neumarkt 49, 50667 Köln,
Telefon (0221) 2086-0

Windthorststraße 14, 48136Münster,
Telefon (0251) 4831-0

_0ZZYT_Debeka_THW_3_2018.pdf; s1; (210.00 x 148.00 mm); 08.Aug 2018 13:02:19; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien

Jetzt noch mehr dbb-Bonus
in der Autoversicherung
30 Euro* Neukundenbonus mitnehmen

Mit der HUK-COBURG fahren dbb-Mitglieder gut und günstig:

Niedrige Beiträge sichern
Im Tarif Kasko SELECT sparen Sie gegenüber der normalen
Kasko 20% Beitrag ein.

30-Euro-Bonus mitnehmen
dbb-Mitglieder, die als Neukunde mit ihrer Autohaftpflicht-
versicherung zu uns wechseln, erhalten einmalig 30 Euro
dbb-Bonus.

Verkehrs-Rechtsschutz abschließen
Der Verkehrs-Rechtsschutz ist die optimale Ergänzung zur
HUK-COBURG Autoversicherung.

Gleich Angebot abholen
Mehr unter www.HUK.de/dbb. Oder rufen Sie uns an:
0800 2 153153 – kostenlos aus deutschen Telefonnetzen.

JETZT NEU AB 6.
OKTOBER 2018:

30 EURO* BONUS

FÜR DBB-MITGLIE
DER

* dbb-Mitglieder, die mit ihrer Autoversicherung als Neukunde zur HUK-COBURG wechseln, erhalten
* einen Bonus von je 15 € im Beginnjahr und 15 € im ersten Folgejahr.

_10PVG_HUK_VdB_9_2018.pdf; s1; (210.00 x 297.00 mm); 16.Aug 2018 10:06:08; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien



Versorgungsrechner für Beamte 
Es gibt vom Zentrum für Perso-
naldienste (ZPD) bereits den 
Zusatzversorgungsrechner für 
Tarifbeschäftigte. Seit dem 
Sommer dieses Jahres stellt das 
ZPD auch einen Versorgungs-
rechner für die Hamburger Lan-
desbeamtinnen und -beamten 
zur Verfügung. Mithilfe dieses 
Versorgungsrechners können 
sich alle Kolleginnen und Kolle-
gen ihr voraussichtliches Ruhe-
gehalt errechnen lassen. Die 
Vorteile des Versorgungsrech-
ners im Vergleich zur schriftli-

chen Versorgungsberatung 
sind offensichtlich. Es müssen 
keine Voraussetzungen, wie 
zum Beispiel ein bestimmtes 
Alter erfüllt sein, um den Ver-
sorgungsrechner zu nutzen, er 
kann uneingeschränkt viele Al-
ternativen berechnen und nie-
mand braucht längere Warte-
zeiten in Kauf zu nehmen. Um 
den Versorgungsrechner zu 
nutzen, benötigt man eine 
Übersicht der Beschäftigungs-
zeiten, die Bezügemitteilung 
und ein paar Minuten Zeit.

<< Was ist neu?

Seit Kurzem müssen die ruhege-
haltsfähigen Dienstbezüge nicht 
mehr manuell errechnet werden. 
Dies nimmt der Versorgungs-
rechner automatisch anhand der 
Eingabe der Besoldungsdaten 
vor. Der Versorgungsrechner ist 
dadurch jetzt deutlich leichter 
handhabbar. Die allgemeinen 
Informationen sind im Personal-
portal und im Onlineauftritt des 
ZPD zu finden. Das ZPD hat bei-
de Informationsquellen aktuali-

siert und verbessert. Die allge-
meinen Informationen ergänzt 
ein umfangreicher Leitfaden. 

Wer sich beispielsweise fragt, 
welche Dienst- und Beschäfti-
gungszeiten im Versorgungs-
rechner berücksichtigt sind? 
Dann hilft der Leitfaden wei-
ter und jeder kann innerhalb 
dieses Leitfadens anhand sei-
ner Laufbahn die ruhegehalts-
fähigen Dienstzeiten bestim-
men. Im Web unter: https://
versorgungsrechner.zpd.de�

<< Ruhestand*

Folgende Kollegen sind zum 31. August 2018 in den Ruhe-
stand gegangen: 
Schutzpolizei
PHK 	 Heinz Hoffmann 	 PK 21
PHK 	 Rainer Hoppe	 SP 12
PHK 	 Axel Wilck	 SP 12
*Ruhestandsdaten werden nur veröffentlicht, wenn eine Einverständniserklärung vorliegt. 

DPolG-Lesezeichen

„Wir sind dann wohl 
die Angehörigen“
„Die Entführer werden das Geld be-
kommen, und dann werden sie ihn 
ermorden. So läuft das immer, wieso 
sollte es diesmal anders sein? Das 
Ende war also klar. Nur wie würde der 
Anfang sein?“ Wer hier so eindring-
lich ein düsteres Szenario beschreibt, 
das mit dem Tod eines Menschen 
endet, ist der 13-jährige Johann 
Scheerer, und der Mann, dessen Ster-
ben der Junge als unausweichlich 
sieht, ist Jan Philipp Reemtsma, sein 
Vater. Wir sind in Hamburg, genauer 
in Blankenese und es ist März 1996. 
Dienstältere Kolleginnen und Kolle-
gen werden sich noch sehr genau 
erinnern – die Reemtsma-Entfüh-
rung war einer der spektakulärsten und dramatischsten Kriminalfälle 
in Deutschland und hielt die Polizei über Wochen in Atem. 

Mehr als einen Monat war Reemtsma entführt, angekettet in einem 
Keller und in ständiger Todeserwartung. Mit dem Buch „Im Keller“ hat 
Jan Philipp Reemtsma bereits 1997 seine Entführung beschrieben und 
dabei versucht, sich von diesem Trauma zu lösen. Nach über 20 Jahren 
hat nun sein Sohn, der mittlerweile 35-jährige Johann Scheerer, mit 
„Wir sind dann wohl die Angehörigen“ ein Buch vorgelegt, das diese 
bedrückende Zeit aus der Sicht des damals 13-jährigen Teenagers 
zeigt. Hilflosigkeit, Angst, Wut und Resignation überfordern den Jun-
gen und niemand darf etwas erfahren, nach außen ist alles wie im-
mer – im Haus, ist nichts mehr wie es war, da ist jetzt die Polizei mit 
ihrer Einsatzzentrale. Johann Scheerer ist ein packendes Buch gelun-
gen. Es zeigt schonungslos, welche Traumata Angehörige von Verbre-
chensopfern erleiden und wie schwer es für Menschen ist, sich daraus 
zu befreien. Leseempfehlung!

� Frank Riebow
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